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Medienmitteilung des Vereins für eine Starke Volksschule St.Gallen, 23. Mai 2016 
 

Wichtige Richtigstellungen 
 
 
30 Kantonsräte wagten es, gegen den Strom der Regierung und der Medien zu schwimmen und 
der Initiative für einen HarmoS-Austritt zuzustimmen. 
 
Da es während der Kantonsratsdebatte und den Veröffentlichungen dazu falsche Vorwürfe 
gegenüber den Initianten gab, veröffentlicht der Verein für eine Starke Volksschule folgende 
Richtigstellungen: 
 
 
Wer krempelt die Schule um? 
 
Die neusten Ankündigungen von Schulreformen (Notenabbau) durch den Erziehungsrat bestäti-
gen die längst bekannte Tatsache: Nicht die Initianten krempeln die Schule um – sie wollen, dass 
man sich auf Bewährtes besinnt. 
 
Das HarmoS-Konkordat hingegen, der darauf aufbauende Lehrplan 21 und die darauf hinfüh-
renden Reformen der letzten 30 Jahre führen leider zu einem untauglichen Lehr- und Ler-
nverständnis. Dazu gehören die schleichende Abschaffung des Kindergartens durch die Einfüh-
rung von Zyklen, die Abschaffung der Jahresziele, die Individualisierung des Unterrichts mit 
selbstorganisiertem Lernen und damit die bewusst geförderte Heterogenität in den Schulklassen. 
Deswegen benötigen viele Kinder – für die Lehrer schlicht nicht umsetzbar – vermehrt spezielle 
Unterstützung. Ebenso beklagen wir die Degradierung des Lehrers zum Coach, die zunehmende 
„Testerei“ sowie das verfehlte Fremdsprachenkonzept. Die bedeutsamen Forschungen der Doz-
entin Dr. Simone Pfenninger an der Universität Zürich zeigen nämlich, dass die Vor- und 
Nachteile des eingeführten Fremdsprachenkonzepts differenzierter betrachtet werden müssen 
und spätere Einführungen durchaus Sinn machen, wie es Appenzell Innerrhoden und der Thur-
gau auch schon richtigerweise praktizieren. 
 
Neu sollen nun auch die Noten Eins und Zwei abgeschafft werden und wie Herr Florian Sauer im 
Tagblatt vom 13. Mai schreibt, nur noch ganze Noten gegeben werden. Es wird darauf 
hingearbeitet, Noten zu ersetzen durch schwammige Beschreibungen der Kompetenzen der 
Schüler – eine weitere Reform, welche weder vom Volk noch von den Lehrpersonen gewollt ist. 
Diese Neuerungen werden die Beurteilung für Lehrbetriebe weiter erschweren. Spätestens hier 
müssten die KMUs hellhörig werden. 
 
Wir stellen zudem fest, dass diese Reformen vermehrt schwächere Schüler benachteiligen. 
Ferner ist der Fächerkatalog in den letzten Jahren, insbesondere an der Mittelstufe, ausgedehnt 
worden, womit Grundlagenfächern wie Deutsch und Rechnen immer weniger Lektionen zur Ver-
fügung stehen. Sammelfächer sind auch keine Lösung, denn diese erschweren schlussendlich 
ein tiefergehendes Verständnis und Wissen – zum Beispiel in Geschichte und Geographie. 
 
 
Wer gefährdet den Föderalismus? 
 
Den Initianten wird unterstellt, der Föderalismus würde durch einen HarmoS-Austritt gefährdet 
und das Einschreiten des Bundes provoziert. Dies ist eine haltlose Behauptung. Gemäss der EDK 
sind die Harmonisierungsbestrebungen nach den Vorgaben der Bundesverfassung erfüllt. Mit 
dem HarmoS-Austritt stärken wir sogar die Volksrechte und ermöglichen eigenständigere Lö-
sungen, z.B. die Aufhebung des Zwangs zu zwei Fremdsprachen in der Primarschule. 
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Weiter sehen wir uns durch das Urteil des Verwaltungsgerichts Graubünden vom 11. Mai 2016 
bestätigt. Dieses hat eine von der Bündner Regierung und vom Grossen Rat (Kantonsrat) 
abgelehnte Initiative für nur eine Fremdsprache an der Primarschule für gültig erklärt. In der Be-
gründung wird ausgeführt, dass weder das Sprachengesetz noch die Bundesverfassung in der 
Primarschule zwei Frühfremdsprachen vorschreibe. Dies kann von jedermann nachgelesen 
werden. Zuvor hatten das Gutachten von Prof. Ehrenzeller, das Verwaltungsgericht St.Gallen und 
die St.Galler Regierung Gegenteiliges behauptet. Das Urteil des Verwaltungsgerichts Graubün-
den ist rechtskräftig.  
 
 
Wofür setzt sich der Verein für eine Starke Volksschule ein? 
 
Der Verein für eine Starke Volkschule bezweckt, dass in der Schule endlich wieder in Ruhe 
gearbeitet werden kann ohne dauernden bürokratischen Reformzwang und dass bei der Ausbild-
ung der Lehrerinnen und Lehrer der Fokus wieder auf die fachliche Wissensvermittlung gelegt 
wird und nicht auf ausufernde (Selbst-) Reflektionen.  
 
In der Broschüre „Einspruch“ wird die Rolle des Lehrers von Roland Reichenbach, Professor für 
Pädagogik an der Universität Zürich, treffend definiert: „Es gibt keine guten Schulen ohne gute 
Lehrpersonen. Und diese Lehrpersonen müssen den Schülerinnen und Schülern klar machen. 
Erstens: Was du hier lernst, ist wirklich wichtig. Zweitens: Mir ist es ein Anliegen, dass du das 
lernst. Drittens: Ich glaube fest daran, dass du das schaffst. Und viertens: Ich werde dir dabei 
helfen und dich unterstützen.“ Die Volksschule ist den Eltern und Kindern und allen Bürgerinnen 
und Bürgern verpflichtet. Sie muss wieder Sache von uns allen werden! Einen ersten Schritt zu 
mehr demokratischer Mitbestimmung in der Volksschule ermöglicht die Initiative „Ja zum Ausstieg 
aus dem Harmos-Konkordat!“ 
 
 
Veranstaltung 
 
Insbesondere weist der Verein auf eine informative Veranstaltung zum Thema „HarmoS und 
seine Folgen“ vom 1. Juni in der Fachhochschule St.Gallen hin. Interessierte sind herzlich einge-
laden. Die Veranstaltung beginnt um 19.00 Uhr mit den versierten Referenten Alain Pichard, 
Sekundar- und Realschullehrer und Dr. phil. Beat Kissling, Erziehungswissenschaftler und 
Hochschuldozent. Die Fachhochschule befindet sich direkt beim Bahnhof St.Gallen an der Ros-
enbergstrasse 59. 
 
 
St.Gallen, 23. Mai 2016 
 
Heinz Herzog 
Pressesprecher Starke Volksschule St.Gallen  
079 387 56 02 
www.starkevolksschulesg.ch  
 

 

Zum Kantonsrat:  
KR Gesetzgebung 29.15.01 

Zur vorberatenden Kommission des Kantonsrates  
Antwort zu „Bericht und Antrag“ 

Zur Kantonsratsdebatte vom 27.4.2016 
Die Debatte nachhören (Audio rechts auf dem Dokument) 

Votum von Kantonsrat Bruno Dudli schriftlich /  mündlich 

Die Stimmen der einzelnen Kantonsrätinnen und -räte 

Tagblatt, 27.4.2016 (mit Richtigstellung)  

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Pichard_1_6_16-definitiv.pdf
http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Pichard_1_6_16-definitiv.pdf
http://www.starkevolksschulesg.ch/
https://www.ratsinfo.sg.ch/content/ris/home/geschaefte/geschaeftssuche.geschaeftdetail.html?geschaeftid=4676720F-D589-4B92-BD58-3E486288A256&ziel=1
http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/BerichtUndAntrag_Antwort_2016-04-201.pdf
https://www.ratsinfo.sg.ch/content/ris/home/geschaefte/geschaeftssuche.geschaeftdetail.html?geschaeftid=4676720F-D589-4B92-BD58-3E486288A256&ziel=1
http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Votum-29-15-01-Ausstieg-aus-dem-HarmoS-Konkordat-.pdf
http://rismedias.sg.oca.ch/19/%7B4CF4990C-1D3A-4F61-B003-200332CFC2BB%7D.mp3
https://www.ratsinfo.sg.ch/home/geschaefte/geschaeftssuche.abstimmung.html?abstimmungId=FFF6543F-506B-419F-B7C5-ADE885392227&geschaeftId=4676720F-D589-4B92-BD58-3E486288A256&ziel=1
http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Tagblatt-27.4.2016.pdf
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Ein Leserbrief zur Medienmitteilung des Vereins für eine Starke Volksschule St.Gallen, 23. Mai 2016 

 

Eine sehr gute "Richtigstellung", die alle Kritikpunkte gut verständlich zusammenfasst. Man 

könnte höchstens noch hinzufügen, dass das Ganze nur dann einen Sinn ergibt - allerdings kei-

nen pädagogischen! - wenn man vorhat, alle Schüler in Zukunft an die Computer zu setzen, 

ohne Lehrer, wobei es dann natürlich  unterschiedliche Programme für unterschiedlich "be-

gabte" Schüler gibt. Daher die propagierte Individualisierung, Heterogenität und "Selbststeue-

rung" (in Wirklichkeit Steuerung durch die Maschine), die ja nach aller lernpsychologischen Er-

kenntnis und aller praktischen Erfahrung völliger Unsinn sind. Der "Sinn" der Unternehmung 

und ihrer Vorbereitung durch den LP 21 und die vorangegangenen Reformen wäre dann die 

Abschaffung der Lehrer,  Einsparung der Lehrergehälter und dafür die Eröffnung eines äusserst 

profitablen Marktes für die Hardware- und die Softwarekonzerne, die ja international angestrebt 

wird! Stellt sich natürlich dann die Frage: Was werden die gesellschaftlichen und politischen 

Folgen sein, wenn alle Kinder nur noch isoliert vor ihrer Maschine sitzen? Wer bestimmt, was 

unsere Kinder und Jugendlichen lernen? Welche Weltanschauung wird vermittelt? Wer übt die 

Kontrolle aus? Zum Glück gibt es in der Schweiz diese direktdemokratische Interventionsmög-

lichkeit!  

Danke für den Beitrag und überhaupt euren Medienspiegel, den ich jede Woche lese! 

Renate Caesar, Wallenwil  

(Dipl.-Päd. und Gym.-Lehrerin) 

 
 
 

 

Rheintaler Bote, 25.5.2016 

Frage der Woche 
 

  



5 

Tagblatt, 21. Mai 2016 

Schüler müssen zur landesweiten Prüfung antraben 

Im Rahmen der Harmonisierung der Volksschule werden derzeit die Mathe-Kennt-

nisse von 25 000 Schülerinnen und Schülern überprüft. 

ROGER BRAUN 

Es ist eine Premiere: In diesen Tagen werden in der ganzen Schweiz Tests durchgeführt, um zu 

überprüfen, wie gut die Kantone die nationalen Bildungsziele erreichen. 25 000 Schülerinnen 

und Schüler müssen dazu zum Ende ihrer obligatorischen Schulzeit eine dreistündige Mathema-

tik-Prüfung am Computer ablegen. 

1000 Schüler pro Kanton 

Verantwortlich für die landesweiten Tests ist die Schweizerische Erziehungsdirektorenkonfe-

renz. «Die Erhebungen sollen zeigen, wie gut die definierten Bildungsziele erreicht werden und 

was der Stand der Harmonisierung ist», sagt deren Kommunikationsbeauftragte Gabriela Fuchs. 

Pro Kanton werden 1000 Schülerinnen und Schüler nach dem Zufallsprinzip ausgewählt, in klei-

neren Kantonen wie den beiden Appenzell werden alle Schüler der dritten Oberstufe geprüft. Die 

Examen finden je nach Klasse im Mai oder Juni statt. 

Harmonisierung wird konkret 

Die Überprüfung der Bildungsziele ist Teil der Harmonisierung der Volksschule in der Schweiz 

und geht auf eine Abstimmung vor zehn Jahren zurück. Damals sagten 86 Prozent der Stimmbür-

ger Ja zu einer Angleichung der kantonalen Schulsysteme. Nicht nur der Schuleintritt und die 

Schulstufen wurden inzwischen harmonisiert, sondern weitgehend auch die Bildungsinhalte. 

Vor rund fünf Jahren verabschiedete die Erziehungsdirektorenkonferenz nationale Bildungsziele 

für die Fächer Mathematik, Naturwissenschaften, Muttersprache und zwei Fremdsprachen. Bei 

drei dieser Fächer soll auch überprüft werden, ob die definierten Ziele erreicht werden: jetzt bei 

der Mathematik und im nächsten Jahr bei der Muttersprache und einer Fremdsprache. 

Schulen gleichen sich an 

Die nationalen Bildungsziele flossen auch in die sprachregionalen Lehrpläne ein. In der Deutsch-

schweiz heisst dieser Lehrplan 21 und ist höchst umstritten. In mehr als der Hälfte der Kantone 

laufen Volksinitiativen. Unterschiedlich wird denn auch der Stand der Harmonisierung der 

Volksschule beurteilt. Der Präsident der Erziehungsdirektorenkonferenz, Christoph Eymann, 

zieht eine positive Zwischenbilanz. «Wir können stolz sein, auf das, was wir erreicht haben.» 

Die Thurgauer SVP-Nationalrätin Verena Herzog widerspricht: «Der Bildungsartikel zur Harmo-

nisierung wurde missbraucht, um im Lehrplan zweifelhafte Schulreformen zu zementieren.» 

http://www.wilerzeitung.ch/ostschweiz/ostschweiz/tb-os/Schueler-muessen-zur-landesweiten-Pruefung-

antraben;art120094,4630253   

http://www.wilerzeitung.ch/ostschweiz/ostschweiz/tb-os/Schueler-muessen-zur-landesweiten-Pruefung-antraben;art120094,4630253
http://www.wilerzeitung.ch/ostschweiz/ostschweiz/tb-os/Schueler-muessen-zur-landesweiten-Pruefung-antraben;art120094,4630253
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Neue Zürcher Zeitung, 26. Mai 2016  

Digitale Bildungsrevolution 

Unser Lehrer Doktor Tablet 

von Claudia Wirz  

Schule ist von alters her Beziehungsarbeit, die je nach Konstellation mal mehr, mal weniger ge-

lingt. Reicht für die Bildung von morgen die Beziehung zu einem Computer? Und wird die 

Schule dadurch sogar besser? 

Das Analoge hat gegenüber dem Digitalen bestechende Qualitäten. Einzigartigkeit, Beständig-

keit und Privatheit zum Beispiel. Kein digital erzeugter Ton kann die Persönlichkeit atmen wie 

der Klang eines Cellos von Domenico Montagnana aus dem 18. Jahrhundert. Die blumigste aller 

Kurznachrichten verfällt so schnell, wie sie durch den Äther reist, während uns die 500 Jahre al-

ten Liebesbriefe Heinrichs VIII. an Anne Boleyn noch heute berühren. Und hätte sich Bernardo 

Provenzano, lange Zeit der meistgesuchte sizilianische Mafiaboss, nicht stur auf Papier und eine 

Olivetti Lettera 32 verlassen, hätte er kaum vierzig Jahre lang im Untergrund leben können.  

Schluss mit der Willkür 

So schützenswert die Privatheit auch ist, sie hat ihre dunklen Seiten, wie gerade letzteres Bei-

spiel zeigt. Dasselbe gilt für die Einzigartigkeit. Denn Einzigartigkeit bedeutet immer auch Ex-

klusivität, also Ausschluss. Und das passt schlecht in eine Gesellschaft, die die – allerdings völ-

lig utopische – Idee von der vollendeten sozialen Gerechtigkeit zu ihrem Leitstern erklärt und 

sich daran gewöhnt hat, fast alles zu teilen, pardon: zu «sharen». 

Ein guter Lehrer ist wie die privilegierte Herkunft ein Lotteriegewinn. 

Wer hätte zum Beispiel nicht gerne einen einzigartig guten Lehrer? Ein guter Lehrer ist Gold 

wert, da sind sich alle einig. Er kann einem jungen Menschen den entscheidenden Schub für ein 

erfolgreiches Leben geben. Aber eben – nicht jeder bekommt einen guten Lehrer. Ein guter Leh-

rer ist wie die privilegierte Herkunft ein Lotteriegewinn. Mit Chancengleichheit hat Fortuna 

nichts am Hut. Sie ist eine Willkürherrscherin, und das gehört zu den grossen Ungerechtigkeiten 

des Lebens. 

Doch damit ist jetzt Schluss – zumindest in der Schule. Das verheissen die Fürsprecher der ange-

kündigten digitalen Bildungsrevolution. Was die unentgeltliche Volksschule aus ihrer Sicht nicht 

geschafft hat – nämlich die Demokratisierung der Bildung – werden jetzt Maschine und Software 

erledigen. Bildung wird dank dem Internet für alle zugänglich, egal ob arm oder reich, egal wo, 

egal wann. Alles, was es dazu wirklich braucht, sind Strom, WLAN und ein Tablet. 

Der Lehrer, der wie weiland Aristoteles mit seinen Schülern im Kreise zusammensitzt und philo-

sophiert, ist passé. Solche Schule, apostrophiert mit Negativbegriffen wie «Frontalunterricht», 

gilt als antiquiert, unfair, ineffizient, teuer und langweilig. Vor allem aber kann diese Art von 
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Schule die Bildung der Massen nicht meistern. Davon ist zum Beispiel die deutsche Bertels-

mann-Stiftung überzeugt, die sich für das Anliegen einer globalen digitalen Bildungsrevolution 

einsetzt. 

Durch die digital verbreitete Schwarmintelligenz der Studenten wird die Autorität des Profes-

sors in Echtzeit noch während der Vorlesung unterwandert. 

Die Lageanalyse der Stiftung ist glasklar: Zu viele junge Leute wollen heute und in Zukunft aus-

gebildet werden, zu heterogen sind schon heute die Klassen und die Bedürfnisse der Schüler, zu 

hoch sind die Kosten für die individuelle Förderung durch spezialisierte Lehrkräfte. Und als 

wäre das nicht genug, sind auch die Resultate der heutigen Bildungsanstrengungen zu dürftig. 

Das stellen die Bildungsexperten der Stiftung anhand der Lesefähigkeit bei (amerikanischen) 15-

Jährigen fest, die trotz markant wachsendem Mitteleinsatz konstant schwach bleibt. Massentaug-

liche Bildung, so die Erklärung, muss im analogen System die Lehrpläne auf das Mittelmass 

münzen. Dort fühlt sich logischerweise nur der Mittelmässige wohl; alle anderen sind entweder 

himmelhoch überfordert oder zu Tode gelangweilt. Wer es sich leisten kann, schickt sein Kind 

vielleicht an eine Privatschule. Doch das passt nicht zu der gerechten Wunschwelt. 

Schwarmintelligenz 

Big Data kann dieses Bildungsdilemma lösen, davon sind die Experten der Bertelsmann-Stiftung 

überzeugt. Die digitale Revolution sei auch ein Angriff auf die Elite, frohlockt Jörg Dräger, Vor-

standsmitglied der Stiftung, Buchautor und als Absolvent (PhD) der renommierten Cornell-Uni-

versität in New York ein Angehöriger ebendieses Standes. Die Digitalisierung schaffe das bisher 

Unmögliche und versöhne Masse mit Klasse. Die Zauberformel heisst «maschinengesteuertes 

Lernen». 

Und das geht so: Wissen wird von einer Lernsoftware digital aufbereitet und dem Schüler spiele-

risch und personalisiert angeboten. Der Schüler arbeitet am Tablet seine Arbeitsblätter ab, teilt 

online seine Resultate mit anderen und bewertet die Arbeiten seiner Kameraden wie Hotelgäste 

ihre Zimmer. Die Software überwacht jeden Schritt ihres Schützlings. Sie erkennt seine Fehler 

und Problemzonen, gibt ihm Lösungstipps, minimiert seine Misserfolge, bietet ihm laufend neue 

massgeschneiderte Lehrinhalte an und gibt Empfehlungen zur Berufswahl ab. Nachhilfeunter-

richt wird obsolet. Und was für die Grundschule gilt, wird an der Universität weitergeführt. 

Durch die digital verbreitete Schwarmintelligenz der Studenten wird die Autorität des Professors 

in Echtzeit noch während der Vorlesung unterwandert. Der «allwissende», frontal vortragende 

Dozent ist von gestern. 

Wie es euch gefällt 

Zurück zur Schule. «Die personalisierten Lernangebote funktionieren wie die Buchempfehlun-

gen bei Amazon oder die Serientipps bei Netflix», meint Dräger. Das digitale Verkaufsmotto 

«Das könnte Ihnen auch gefallen» soll also auch den Bildungskanon definieren. Die Schule 

werde so demokratischer, individueller, interessanter, sozialer. Kommt also eine zwar ent-

menschlichte, aber bessere Schule auf uns zu? Eine digitale Lernfabrik, in der nicht das Mängel-

wesen Mensch, sondern ein untadeliger Algorithmus pädagogisch amtet? Der Lehrer dürfte zwar 

http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/mediathek/medien/mid/transforming-education-in-the-digital-age/


8 

noch bleiben, aber seine Rolle ändert sich. Er wird zum Lernbegleiter für den Fall, dass es mit 

dem Tablet einmal hakt. Einen generellen Wissensvorsprung kann er aber nicht mehr geltend 

machen. Schliesslich «googele» der Lehrer an denselben Stellen im Internet wie seine Schüler, 

stellte der Philosoph Richard David Precht einmal fest und meinte, dass Schule im Zeitalter der 

Google-Brille völlig neu gedacht werden müsse. 

Das Tablet ist richtig eingesetzt ein Segen, da es trockenes Auswendiglernen überflüssig ma-

chen kann. 

Wird dank der digitalen Revolution das humanistische Ideal von einer guten Bildung für alle 

endlich Realität? Vor zu viel Euphorie sei gewarnt. Auch beim digitalen Lernen bleiben das 

Frontale und das Autoritäre erhalten, sie erscheinen nur in einer «coolen» Form und werden von 

einer Maschine diktiert. Es besteht zudem die Gefahr, dass der funktionale Ansatz, der bestens 

zum kompetenzorientierten Unterricht des Lehrplans 21 und zu Bologna passt, die Bildung der 

Zweckmässigkeit unterordnet. Für «zweckfreie» Bildung gibt es da kaum mehr Platz. 

Genau das will der humanistische Ansatz gerade nicht. Sein Bildungsideal umfasst mehr als 

Konsum und Wiedergabe von zweckmässigen Wissensbrocken. Bildung ist ein harmonisches 

Ganzes, das das Emotionale einbezieht, mit dem Ziel, dem Menschen die Ermächtigung zum 

Selberdenken zu geben. Nur das macht den Wissensträger mündig und unabhängig. Das Tablet 

ist richtig eingesetzt ein Segen, da es trockenes Auswendiglernen überflüssig machen kann. Den 

Lehrer und den menschlichen Verstand ersetzen kann es aber nicht. Für die Erziehung zur Selb-

ständigkeit braucht es immer noch den analogen sozialen Verbund. 

http://www.nzz.ch/meinung/kommentare/digitale-bildungsrevolution-unser-lehrer-doktor-tablet-ld.84940   

http://www.nzz.ch/meinung/kommentare/was-ist-ein-gebildeter-mensch-1.18179914#kommentare
http://www.nzz.ch/meinung/kommentare/digitale-bildungsrevolution-unser-lehrer-doktor-tablet-ld.84940
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Basellandschaftliche Zeitung, 23.5.2016  

Jürg Wiedemann gegen Sammelfächer: «Die Unterrichts-

qualität würde abnehmen» 
von Hans-Martin Jermann  

Jürg Wiedemann hält nichts von Sammelfächern – und er verlangt einen demokratisch ab-

gestützten Lehrplan. 

Der Birsfelder Jürg Wiedemann ist sowohl einer der eifrigsten und engagiertesten als auch einer 

der umstrittensten Politiker im Baselbieter Landrat. Durch seine Unterstützung für die Freisin-

nige Monica Gschwind bei den Regierungswahlen 2015 provozierte er seinen Ausschluss aus der 

Grünen Partei. Der 55-jährige Sekundarlehrer ist als Kopf des Komitees Starke Schule Baselland 

massgeblich dafür verantwortlich, dass im Baselbiet breit und kritisch über die Reformen im Bil-

dungswesen der vergangenen Jahre diskutiert wird. Wiedemann empfängt die bz zum Gespräch 

in seinem Haus in Birsfelden, in dem auch das Büro der Starken Schule, des Zusammenschlusses 

von Eltern und Lehrern, untergebracht ist. Bei Wiedemann ist Leben, Arbeiten und politisches 

Engagement nicht voneinander trennbar. 

Jürg Wiedemann, die Bildungspolitik ist im Baselbiet ein Riesenthema, das oft emotional 

und ideologisch diskutiert wird. Weshalb? 

Jürg Wiedemann: Mit Einreichung der Standesinitiative zur Harmonisierung des Schweizer Bil-

dungssystems (Harmos) war der Kanton Baselland federführend. Dieses Anliegen habe ich da-

mals unterstützt, mit dem Ziel, Mobilitätsschranken abzubauen. Familien sollten den Wohnort 

von A nach B wechseln können, ohne dass ihre Kinder in der neuen Schule Schwierigkeiten er-

halten. Was nun aber unter dem Deckmantel von Harmos realisiert werden soll, ist etwas ganz 

anderes: Der Lehrplan 21 ist unter Ausschluss des Meinungsbildungsprozesses der Schulen im 

stillen Kämmerlein ausgearbeitet worden. Federführend war ein Kabinett, die Erziehungsdirekto-

renkonferenz, die ohne Auftrag und Legitimation einen Lehrplan mit einer völlig neuen Ideolo-

gie erarbeiten liess und jetzt den Schulen aufzwingen möchte. Interne kritische Stimmen wurden 

mundtot gemacht. 

Darum gehts am 5. Juni 

Initiative «Einführung Lehrplan 21»: Die Vorlage fordert, dass der Landrat den Lehrplan 21 – in 

Baselland Lehrplan Volksschule – absegnen muss. Heute liegt diese Kompetenz alleine beim 

Bildungsrat. Dieser würde bei einem Ja den Lehrplan weiterhin erarbeiten, der Landrat könnte 

aber den Lehrplan mit Änderungsanträgen an den Bildungsrat zurückweisen. 

Initiative «Verzicht auf kostentreibende Sammelfächer»: Im Lehrplan 21 sind Fächerverbünde 

vorgesehen, welche die heutigen Einzelfächer zusammenfassen. Viele Bildungsziele werden aber 

weiter nach Einzelfächern gegliedert. Das bedeutet, dass ein Nein zu Sammelfächern nicht den 

Lehrplan 21 an sich verhindert, aber Einfluss auf dessen Struktur nimmt. Konkret fordert die Ini-

tiative den Erhalt der Einzelfächer Geografie, Geschichte, Chemie, Physik, Biologie, Wirtschaft 

und Hauswirtschaft und möchte diese im Bildungsgesetz verankern. 

Sie und Ihr Komitee Starke Schule sind mitverantwortlich für die Ideologisierung der Bil-

dungspolitik – auch weil Sie selbst zu bildungspolitischen Details Volksinitiativen lancie-

ren. Der 5. Juni bildet erst den Auftakt zu weiteren Initiativen aus dem Haus der Starken 

Schule. 

Das politische System der direkten Demokratie beinhaltet das Recht, Initiativen zu lancieren und 

damit eine Volksabstimmung zu erzwingen. Die Starke Schule hat von diesem legitimen Recht 
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Gebrauch gemacht und mehrere Initiativen lanciert und im Landrat politische Vorstösse einge-

reicht. Wichtig zu betonen ist: Eine Vielzahl der Anliegen fand im Parlament auch eine Mehr-

heit. Wären wir nicht überzeugt, dass wir mit unseren Anliegen Mehrheiten erzielen können, 

würden wir kaum so viele Anliegen lancieren. Für eine Initiative auf der Strasse Unterschriften 

zu sammeln, ist kein Zuckerschlecken. 

Für Laien ist es schwierig, im Begriffs-Dschungel der Bildungspolitik den Durchblick zu 

behalten. Was soll bei Harmos falsch gelaufen sein? 

Das Harmos-Konkordat verlangt eine Angleichung der kantonalen Lehrpläne. Der Lehrplan 21 

geht jedoch deutlich weiter. Er enthält rund 3500 meist abstrakte, kaum umsetzbare Kompetenz-

beschreibungen, die jede Lehrperson anders interpretieren kann. Massgebend sind nicht mehr In-

halte und Themen, die für einen reibungslosen Schulwechsel entscheidend wären. Die Schulen 

driften mit diesem Lehrplan auseinander. Die Schulkinder werden normiert und gleichgeschaltet. 

Das ist ein überholtes Gesamtschulkonzept ohne differenzierte Leistungsprofile, die den unter-

schiedlichen Bedürfnissen unserer Jugendlichen gerecht werden. Die Kinder werden über densel-

ben Kamm geschert. Wir wünschen uns einen Lehrplan, der für jedes Fach klar definiert, welche 

Inhalte in jedem Schuljahr behandelt werden. 

Alle Schüler würden im Lehrplan 21 über denselben Kamm geschert. Wie meinen Sie das? 

Zentral wäre, die spezifischen Stärken der Jugendlichen zu fördern. Es bringt wenig, von den Se-

kundarschülern des Leistungsniveaus A dieselbe Herangehensweise an theoretisches Wissen zu 

fordern wie von P-Schülern, die später eine akademische Laufbahn einschlagen möchten. Ju-

gendliche im Profil A verfügen oft über starke handwerkliche Fähigkeiten. Werken, Bildneri-

sches Gestalten motivieren viele mehr als kopflastige Fächer. Diese Stärken gilt es auch im Hin-

blick auf die Berufswahl zu fördern. Der Lehrplan 21 macht dies nicht, er wirft alle Jugendlichen 

in denselben Topf. Er degradiert zudem die Lehrpersonen zu Lerncoachs, die kaum mehr einen 

fundierten Unterricht erteilen, sondern die Jugendlichen vorwiegend betreuen und kontrollieren. 

Die Unterrichtsqualität nimmt unweigerlich ab. Damit kratzen wir ohne Not an unserem bewähr-

ten Bildungssystem, dem die Schweiz den Wohlstand verdankt. 

In der Abstimmung vom 5. Juni geht es aber zumindest vordergründig «nur» um eine 

Kompetenzverschiebung: Abschliessend über den Lehrplan 21 soll der Landrat und nicht 

der Bildungsrat entscheiden. Weshalb? 

Der 14-köpfige Bildungsrat kann heute einen Lehrplan völlig autark und abschliessend be-

schliessen – ohne die Meinung von Fachexperten und Pädagogen berücksichtigen zu müssen. 

Stimmt das Baselbieter Volk am 5. Juni Ja zur Bildungsvorlage «Einführung Lehrplan 21», so 

wird sich der Bildungsrat mit den Schulen und der landrätlichen Bildungskommission abspre-

chen und einen ausgewogenen, gesellschaftlich und schulpolitisch mehrheitsfähigen Lehrplan 

präsentieren müssen. 

Weshalb braucht es denn ein zweites Gremium, das über diesem Lehrplan brütet? Eines 

reicht völlig! 

Wenn zusätzlich zum Bildungsrat auch die Bildungskommission des Landrates als Zweitgre-

mium einen Lehrplan nochmals unter die Lupe nimmt und Schwachstellen eruiert, dann wird das 

Endprodukt besser. Die Mehrheit der Mitglieder des Bildungsrates haben beruflich wenig bis 

nichts mit Schulbildung zu tun. Sie haben aufgrund der Komplexität des Lehrplans 21 verständli-

cherweise Schwierigkeiten, beurteilen zu können, ob dieser umsetzbar ist oder nicht. Kürzlich 

zeigte sich dies deutlich während einer Medienkonferenz des Bildungsrates: Die Fragen der 

Journalisten zum Lehrplan 21 konnten die Bildungsräte nur mit grosser Mühe und wenig fundiert 

beantworten. 
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Erst recht wird dann doch das Volk Mühe haben, über ein derart kompliziertes Konstrukt 

wie den Lehrplan 21 zu entscheiden. Darüber kann doch nicht ernsthaft eine öffentliche 

Diskussion geführt werden. Da stimmt die Flughöhe nicht. Überlassen wir das den Fach-

leuten. 

Der Einbezug von Fachleuten, die auf Bildungsfragen spezialisiert sind, ist eminent wichtig. Ge-

nau das ist unsere Forderung. Deshalb sollte das Milizgremium Bildungsrat nicht abschliessend 

entscheiden. 

Weshalb schafft man da nicht gleich diesen ausserparlamentarischen Bildungsrat ab? Im 

Landrat ist jüngst ja ein Vorstoss aus der FDP überwiesen worden. 

Den Bildungsrat ersatzlos abzuschaffen, fände ich nicht sinnvoll. Die Bildung ist der wichtigste 

Rohstoff der Schweizer Wirtschaft. Angesichts der riesigen Bedeutung ist es sicher nicht ver-

kehrt, wenn sich mit dem Bildungsrat und der Bildungskommission zwei politische Gremien mit 

Bildungsfragen beschäftigen. Allerdings sollten die Aufgaben und Kompetenzen des Bildungsra-

tes überprüft werden. Regierungsrätin Monica Gschwind will in diese Richtung zielen. 

Zur Sammelfächer-Vorlage: Was soll an Sammelfächern falsch sein? 

Sammelfächer führen dazu, dass angehende Lehrpersonen viel mehr Einzelfächer studieren 

müssten, um weiterhin drei Unterrichtsfächer erteilen zu können und das in kürzerer Ausbil-

dungszeit. Sekundarlehrpersonen würden so zu Allroundern, die von vielem etwas und von 

nichts eine fundierte Ahnung haben. Die Unterrichtsqualität nähme zwangsläufig ab. Nehmen 

wir das bereits bestehende Lehrmittel «Urknall» zur Hand, das Lehrmittel für «Natur und Tech-

nik», das der Sammelfächer-Konzeption folgt. In den vier Bänden gibt es wenige wirkliche Ver-

netzungen. Die Themen der Physik, Chemie und Biologie wechseln sich schön der Reihe nach 

ab. Die Realität sieht so aus, dass weiterhin Einzelfächer unterrichtet werden. Im heutigen Fach 

«Biologie mit Chemie» trennen die Lehrpersonen mehrerer Sekundarschulen diese beiden Fä-

cher in der Regel sogar nicht nur inhaltlich, sondern auch stundenplanmässig. 

Dann spielt es erst recht keine Rolle, ob die Sammelfächer kommen. 

Heute ist kaum eine Lehrperson befähigt, die Fächerkombination Biologie, Physik, Chemie zu 

unterrichten. Oder auch die Kombination Geschichte, Geografie. Wechseln wir zu Sammelfä-

chern, müssten die Lehrpersonen eine intensive Weiterbildung absolvieren, um mit der gleichen 

Qualität und Tiefe unterrichten zu können. Dies würde Millionen kosten, die der Steuerzahler be-

rappen müsste. Weil das kaum finanzierbar ist, sind Weiterbildungen im Umfang von zehn Ta-

gen geplant. Das ist weniger als ein Fünfzigstel einer heutigen regulären Ausbildung an der Uni-

versität. Diese Schnellbleiche macht offensichtlich, dass die Unterrichtsqualität leiden würde mit 

schleichenden negativen Langzeitfolgen: Die Folgekosten im Sozialbereich werden anwachsen, 

wenn mehr Jugendliche den Wechsel in die Berufswelt nicht schaffen und zum Sozialfall wer-

den. 

http://www.basellandschaftlichezeitung.ch/basel/baselbiet/juerg-wiedemann-ist-gegen-sammelfaecher-

die-unterrichtsqualitaet-wuerde-abnehmen-130288980  

  

http://www.basellandschaftlichezeitung.ch/basel/baselbiet/juerg-wiedemann-ist-gegen-sammelfaecher-die-unterrichtsqualitaet-wuerde-abnehmen-130288980
http://www.basellandschaftlichezeitung.ch/basel/baselbiet/juerg-wiedemann-ist-gegen-sammelfaecher-die-unterrichtsqualitaet-wuerde-abnehmen-130288980
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Baz, 27.05.2016  

Die Weiterbildungen sind ein Witz 

Die Argumente der Befürworter von Sammelfächern – sie selbst finden schon allein das 

Wort despektierlich und reden lieber von Fächerverbünden – haben eines gemeinsam: Sie 

lassen sich leicht entkräften. 

So sollen Sammelfächer das interdisziplinäre, vernetzte Denken fördern. Das tönt unwidersteh-

lich gut, doch wie will man verschiedene Fächer vernetzen, wenn man über diese selbst noch gar 

nichts weiss? Erst wenn ein Grundstock an Wissen in den Einzelfächern vorhanden ist, können 

diese miteinander vernetzt werden. Die Sekundarstufe muss genau diesen Grundstock zunächst 

legen. Selbst an den Gymnasien unterrichtet man Biologie, Chemie, Physik, Geschichte und Ge-

ografie zunächst als Einzelfächer und bietet dann im letzten Schuljahr fächerübergreifende Kurse 

an. Dieses Vorgehen hat sich sehr bewährt. Das Wahlpflichtfach Mint würde im Bereich der Na-

turwissenschaften ein ähnliches Vorgehen auch auf der Sek I ermöglichen. Und Mint wird unab-

hängig vom Ausgang der Abstimmungen ohnehin eingeführt werden. 

Übrigens soll ausgerechnet das­jenige Schulfach, das von sich aus am meisten Ansatzpunkte zu 

interdisziplinärem und vernetztem Denken liefern würde, durch die Einführung von Sammelfä-

chern geschwächt werden, nämlich Geografie: Statt wie bisher je zwei Lektionen Geschichte und 

zwei Lektionen Geografie sieht die neue Stundentafel nur drei Lektionen für das entsprechende 

Sammelfach «Räume, Zeiten, Gesellschaften» vor. Sammelfächer begünstigen den Bildungsab-

bau: Die Entscheidungsträger haben viel weniger Skrupel, bei einem Vier-Lektionen-Sammel-

fach eine ­Lektion zu streichen als bei einem Zwei-Lektionen-Einzelfach. Das ruft nach der 

Frage: Geht es überhaupt um die Vernetzung oder doch eher um das Streichen von Lektionen? 

Die viel beschworene Interdisziplinarität findet sich auch im Lehrplan 21 nicht. Die Inhalte des 

Fächerverbunds «Räume, Zeiten, Gesellschaften» sind dort zu 100 Prozent entweder der Geogra-

fie oder der Geschichte zugeordnet. Bei «Natur und Technik» sieht es kaum anders aus. Ob die 

Fächer einzeln geführt oder zusammengefasst werden: Unterrichtet wird dasselbe. Daher ist auch 

ein Schulwechsel von einem Kanton in den anderen nicht schwieriger, wenn in einem davon 

Sammelfächer unterrichtet werden und im anderen nicht. Die nicht vorhandene Interdisziplinari-

tät im Lehrplan 21 hat zur Folge, dass Lehrmittel, die für Sammelfächer konzipiert wurden, ge-

nauso gut auch im Einzelfachunterricht verwendet werden können. Man spart sogar Geld dabei, 

wenn man ein Lehrmittel für mehrere Fächer hat. Und aus demselben Grund können Lehrkräfte, 

die für Sammelfächer ausgebildet wurden, diese gleich gut auch als Einzelfächer unterrichten. 

Eine ausgebildete Geschichtslehrerin kann aber in der Regel nicht auch Geografieunterricht er-

teilen. Die Ver­sicherung, der Unterricht der Sammelfächer könnte wenn nötig auf mehrere 

Lehrpersonen aufgeteilt werden, ist wenig glaubwürdig. Die Aufteilung wäre organisatorisch 

höchst kompliziert. Damit würde der Druck auf die Lehrkräfte gross, auch Fächer zu unterrich-

ten, für die sie nicht ausgebildet wurden – mit den entsprechenden Folgen für die Unterrichtsqua-

lität. Und die Weiterbildungen, die den betroffenen Lehrpersonen für eine Fächererweiterung an-

geboten werden, sind gelinde gesagt ein Witz. An sieben Samstagnachmittagen wird aus keinem 

Physiklehrer ein fähiger Biolehrer. 

Bemerkenswerterweise hat nie jemand darüber nachgedacht, Französisch und Englisch zu einem 

Fach zusammenzufassen, obwohl die Didaktik der Mehrsprachigkeit ja immer noch in ist. Die 

Folge ist, dass die Bedeutung der Sprachnoten im Zeugnis weiter zunimmt. Sammelfächer torpe-

dieren so die Mint-Förderung. 
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Zur Meinung der Baselbieter Lehrerinnen und Lehrer in dieser Frage kursieren verschiedene 

Aussagen. Die Delegierten der AKK befürworten die Sammelfächer. Der Lehrerinnen- und Leh-

rerverein Baselland hat jedoch als Einziger die gesamte im Verein organisierte Lehrerschaft be-

fragt – und nicht nur eine vergleichsweise kleine Anzahl auserwählter Delegierter. Diese Befra-

gung hat ergeben, dass auf allen Schulstufen die Lehrpersonen mehrheitlich Ja zum Verzicht auf 

die Sammelfächer sagen. 

Michael Weiss ist Geschäftsführer des Lehrerinnen- und Lehrervereins Baselland LVB. Er unter-

richtet am Gymnasium Münchenstein Mathematik, Physik und Informatik.  

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=24  
 
 

NZZ, 27.5.2016 

Abstimmung über Lehrplan 21 und Sammelfächer 

zas. ⋅ Während der Kanton Basel-Stadt als erster Schweizer Kanton den Lehrplan 21 auf das 

Schuljahr 2015/16 bereits eingeführt hat, stimmt das Baselbieter Stimmvolk am 5. Juni über die 

Zukunft seines Bildungssystems ab. «Die Wiedemann-Wochen stehen an», schreibt die «Tages-

Woche»: Der grün-unabhängige Landrat bringt zusammen mit seinem Komitee «Starke Schule 

Baselland» gleich zwei Vorlagen an die Urne. So soll allem voran über den «Verzicht auf kos-

tentreibende Sammelfächer» entschieden werden. Diese sind das eigentliche Kernstück des 

neuen Lehrplans, dessen Gegner verhindern wollen, dass Fächer wie Biologie, Chemie und Phy-

sik künftig in einem Fach unterrichtet werden. Sammelfächer hinterfragten die Schule, wie man 

sie bisher gekannt habe, so das Argument. Lehrpersonen würden dadurch zu «Allroundern». 

Auch wird ein möglicher Kostenanstieg sowohl von den Gegnern als auch von den Befürwortern 

ins Feld geführt: Bei einem Ja zur Initiative müssten eigene Lehrmittel hergestellt, bei einem 

Nein müsste das Lehrpersonal weiter ausgebildet werden. Weiter soll darüber abgestimmt wer-

den, ob Entscheidungen, die der Bildungsrat, ein Gremium bestehend aus Politikern und Bil-

dungsexperten, trifft, neu vom Landrat gutgeheissen werden sollen. 

Die dritte bildungspolitische Vorlage, die nun vors Baselbieter Stimmvolk kommt, will die Kauf-

männische Vorbereitungsschule erhalten. Mit dieser Volksinitiative hat Wiedemann indes nichts 

zu tun. 

https://epaper.nzz.ch/#article/6/Neue%20Z%C3%BCrcher%20Zeitung/2016-05-27/15/50638386  

  

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=24
http://www.nzz.ch/schweiz/keine-noten-fuer-den-charakter-1.18709522
https://epaper.nzz.ch/#article/6/Neue%20Z%C3%BCrcher%20Zeitung/2016-05-27/15/50638386
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Schule Schweiz, 24. Mai 2016 

Geheimkabinett EDK  

In der politischen Landschaft der Schweiz haben sich seit vielen Jahrzehnten die sogenannten 

Direktoren-Konferenzen etabliert. Innerhalb dieser Konferenzen nahm die Schweizerische Kon-

ferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) in den letzten Jahren zunehmend eine her-

ausragende Rolle ein. Basierend auf dem Schulkonkordat von 1970, welches die rechtliche 

Grundlage für die EDK bildet, bemühen sich die für Bildung, Kultur und Sport verantwortlichen 

Regierungsrätinnen und -räte um die Harmonisierung im nationalen Bildungswesen. Seit der 

Abstimmung vom 21. Mai 2006 zum Bundesbeschluss über die Neuordnung der Verfassungs-

bestimmungen zur Bildung sieht sich die EDK in ihrer Rolle bestärkt, einen zentralen Einfluss zu 

nehmen auf das schweizerische Bildungswesen.  

Interpellation Peter Brotschi (CVP, Grenchen) Kantonsrat Solothurn, 18.05.2016 

Grundsätzlich ist dem nichts entgegenzuhalten. Es muss allerdings klar festgehalten werden, 

dass die EDK in keiner Verfassung verankert ist. Ihre Mitglieder sind zwar vom jeweiligen Sou-

verän gewählt und in den einzelnen Kantonen ihrem Parlament Rechenschaft schuldig. Aber in 

ihrer Gesamtheit, als „Gremium EDK“, sind die Bildungsdirektorinnen und -direktoren keiner de-

mokratischen Kontrolle unterzogen. Die Konferenz ist weder gegen „oben“ (Eidg. Parlament) 

noch gegen „unten“ (kantonale Parlamente) zu irgendwelcher Rechenschaft verpflichtet. Die 

kantonalen Parlamente sind einzig für die Gutheissung der Finanzen zuständig, welche der 

EDK überhaupt die Arbeit ermöglichen. Auf der Gegenseite sind aber die Protokolle von nie-

mandem einsehbar, obwohl die Konferenz in den Bildungsfragen sehr mächtig geworden ist. 

Nicht selten hört man ja in den kantonalen Parlamenten das Argument, dass man in den Kanto-

nen keine grosse Wahl mehr habe zu einer Vorlage, da sie im Grundsatz von der EDK gutge-

heissen worden war. Diesbezüglich prominentes Beispiel ist der Beschluss der EDK zu den 

Frühfremdsprachen aus dem Jahr 2004. Der Erstunterzeichner dieser Interpellation gelangte 

per Mail an das Generalsekretariat der EDK mit der Bitte, ihm den Protokollauszug jener Sit-

zung der D-EDK zuzustellen, als sie den Lehrplan 21 genehmigte. Der Geschäftsleiter der EDK 

verweigerte dies mit dem Hinweis, dass weder die Verhandlungen noch die Protokolle öffentlich 

seien. Auch beim Nachhaken weigerte sich der Geschäftsleiter, Einsicht in das Protokoll zu ge-

währen. Der Interpellant wurde darauf verwiesen, dass er sich mit den im Internet publizierten 

Medienmitteilungen der EDK begnügen müsse. Da bleibt die Feststellung, dass die EDK richtig-

gehend ein Geheimkabinett ist. Der Lehrplan 21 ist nur einer von vielen Beschlüssen, bei denen 

wegen fehlender Einsicht in die Protokolle keine Rückverfolgung der politischen Diskussionen 

möglich ist. Aber der LP 21 wird – sollte er in den Kantonen eingeführt werden, wie es ja der 

Wille der EDK ist – in den nächsten Jahrzehnten Hunderttausende Kinder und Zehntausende 

Lehrerinnen und Lehrer „beschäftigen“ und letztlich auch gesellschaftliche, wirtschaftliche und 

kulturelle Auswirkungen auf die Schweizerische Eidgenossenschaft haben. Vor diesem Hinter-

grund ist es von allgemeinem öffentlichem Interesse, wie die in der D-EDK vertretenen Regie-

rungsrätinnen und –räte im Entscheidungsfindungsprozess über den Lehrplan 21 diskutiert ha-

ben. Aber auch ganz generell, unabhängig von der aktuellen Vorlage des LP 21, sollte die politi-

schen Diskussionen in der EDK viel transparenter werden. In den Medienmitteilungen wird nur 

kommuniziert, was die EDK beschlossen hatte. Von grossem demokratischem Interesse ist 

aber, wie ein Beschluss zustande gekommen ist. Ein weiterer Sachverhalt, der nicht zu den 

Spielregeln und Gepflogenheiten unseres demo- kratischen Systems passt, ist der Umgang der 

EDK mit ihren Finanzen. Sie publiziert jedes Jahr einen Jahresbericht und mit diesem die Jah-



15 

resrechnung. Aber nie einen Voranschlag für das folgende Jahr. Dazu kommt, dass die EDK je-

des Jahr ein stattliches Plus macht. Für das Jahr 2014 waren es 2.5 Millionen Franken. Das 

Gesamtvermögen der EDK beläuft sich per Ende 2014 auf über 10 Millionen Franken. Und es 

gibt kein Reglement, in dem festgelegt wird, wie die EDK ihre Überschüsse zu verwenden hat. 

Deshalb gelange ich mit der höflichen Bitte an den Regierungsrat um Beantwortung der folgen-

den Fragen: 1. Wie bewertet der Regierungsrat die Tatsache, dass die Protokolle der EDK für 

die Kantonsparlamente nicht einsehbar sind? 2. Ist der Regierungsrat bereit, die Protokolle der 

EDK im Zusammenhang mit der Erarbeitung und Genehmigung des Lehrplans 21 zumindest 

der Bildungs- und Kulturkommission vorzulegen? 3. Ist der Regierungsrat bereit, sich in der Ple-

narversammlung als oberstes Gremium der EDK dafür einzusetzen, dass die Protokolle der 

EDK künftig von den Bildungskommissionen der kantonalen Parlamente eingesehen werden 

können? 4. Wie bewertet der Regierungsrat die Tatsache, dass die EDK keinen Voranschlag 

publiziert und inzwischen über 10 Mio. Franken angehäuft hat, für die es keinen definierten Ver-

wendungszweck gibt? Gibt es hier aus Sicht des Regierungsrat Handlungsbedarf und wenn ja, 

welchen? 5. Ist der Regierungsrat bereit, sich in den entsprechenden Gremien dafür einzuset-

zen, dass die EDK ihre Reserven in einer Zeit knapper Kantonsfinanzen massiv reduzieren 

muss? Begründung 18.05.2016: Im Vorstosstext enthalten. Unterschriften: 1. Peter Brotschi, 2. 

René Steiner, 3. Peter M. Linz, Philippe Arnet, Beat Blaser, Roberto Conti, Jacqueline Ehrsam, 

Claudia Fluri, Walter Gurtner, Rudolf Hafner, Nicole Hirt, Beat Künzli, Fritz Lehmann, Hans 

Marti, Michael Ochsenbein, Leonz Walker (16) 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/05/geheimkabinett-edk.html#more  

  

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/05/geheimkabinett-edk.html#more
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Tagblatt, 24. Mai 2016 

Kritiker sprechen von Maulkörben 

Das Komitee gegen den Lehrplan 21 sieht die politischen Rechte der Lehrer einge-

schränkt. Diese hätten Angst, sich öffentlich gegen den neuen Lehrplan auszuspre-

chen. Offiziell haben sich deswegen jedoch noch keine Lehrer beschwert. 

SILVAN MEILE 

FRAUENFELD. Kritische Lehrer müssen zurückbuchstabieren. Einige Thurgauer Lehrpersonen, die sich 

deutlich gegen den neuen Lehrplan aussprechen, haben von ihren Schulbehörden einen Maulkorb verpasst 

bekommen. Das sagt CVP-Kantonsrat Reto Lagler. Der Ermatinger gehört dem Komitee der Lehrplange-

gner an. Dort glaubt man zu wissen, dass in einzelnen Schulgemeinden auf kritische Lehrer Druck ausge-

übt wird, um sie bereits Monate vor dem Abstimmungskampf über die Lehrplan-Volksinitiative mundtot 

zu machen. Deshalb hätten schon bei der Unterschriftensammlung ihrer Volksinitiative nur die ganz muti-

gen unter den kritischen Lehrern unterschrieben. 

Obwohl gemäss Lagler viele Lehrpersonen dem Lehrplan 21 kritisch gegenüberstünden, getrauten sich 

keine, diese Meinung öffentlich zu äussern – auch aus Angst, die Arbeitsstelle zu verlieren. «Dass das ak-

tuelle Diskussionsklima eine offene Kommunikation der lehrplankritischen aktiven Lehrpersonen nicht 

zulässt, ist schade», sagt Lagler. Aufgrund ihrer beruflichen Pflicht, den Entscheidungen der Schulbehör-

den und Anweisungen der Schulleitungen Folge zu leisten, sieht er die politischen Rechte kritischer Leh-

rer stark eingeschränkt. Lagler sieht gar die Meinungsfreiheit in Gefahr. 

Opposition gegen Arbeitgeber 

Lagler reichte deshalb im Grossen Rat die Einfache Anfrage «Politische Rechte von Lehrpersonen vs. 

Treuepflicht zum Arbeitgeber» ein. Damit wollte er erfahren, wo der Regierungsrat bei Lehrpersonen die 

Trennlinie zwischen privaten Äusserungen und Treuepflicht gegenüber dem Arbeitgeber sieht. Der Re-

gierungsrat stellt in seiner Antwort klar, dass Lehrpersonen ihre Meinung «in den dafür vorgesehenen Ge-

fässen» frei äussern können. Im Sinne der Treuepflicht werde aber auch erwartet, dass die von den zu-

ständigen Gremien getroffenen Entscheide von den Lehrpersonen gegen aussen entsprechend mitgetra-

gen, beziehungsweise vertreten werden. Allgemein gelte für Staatsangestellte sowieso das Gebot der Zu-

rückhaltung in Bezug auf die Art und Weise der Meinungsäusserung. «Von einem Maulkorb für Lehrer 

zum Thema Lehrplan 21 habe ich aber bisher nur von Lehrplankritikern gehört», sagt Bildungsdirektorin 

Monika Knill auf Anfrage. Die Fragestellung sei aber omnipräsent, wie sehr sich ein Angestellter gegen 

den Entscheid seines Arbeitgebers stellen könne. 

Noch keine offiziellen Vorwürfe 

«Den Vorwurf von Lehrern, die finden, ihre freie Meinungsäusserung werde durch Schulleitungen oder 

Schulpräsidien eingeschränkt, hören wir immer wieder», sagt Anne Varenne, Präsidentin von Bildung 

Thurgau, der kantonalen Berufsorganisation. So komme es etwa vor, dass ein Lehrer angehalten werde, 

seine persönliche Meinung zu einem politischen Thema nicht öffentlich zu äussern. Bezüglich neuem 

Lehrplan, von dem die Lehrer direkt betroffen sind, sei aber bisher noch keine offizielle Beschwerde an 

Bildung Thurgau gelangt, sagt Varenne. Nur hinter vorgehaltener Hand geäusserte Vorwürfe seien bis-

lang bis zu ihr vorgedrungen, sagt die Befürworterin des neuen Lehrplans. Die freie Meinungsäusserung 

von Lehrern hält sie hoch: «Auch Lehrpersonen sind Stimmbürger. Sie müssen ihre politischen Rechte 

ohne berufliche Konsequenzen ausüben können und ihre private Haltung öffentlich kundtun dürfen.» An 

der nächsten Sitzung der Geschäftsleitung von Bildung Thurgau wolle sie das Thema traktandieren. Kon-

krete Fälle könnten jederzeit Bildung Thurgau gemeldet werden. Wenn aber durch das Volk ein Entscheid 

gefällt worden sei, müsse dieser selbstverständlich von allen Lehrern gleich umgesetzt werden. 

http://www.thurgauerzeitung.ch/ostschweiz/thurgau/kantonthurgau/tz-tg/Kritiker-sprechen-von-Maulko-

erben;art123841,4632134  

  

http://www.thurgauerzeitung.ch/ostschweiz/thurgau/kantonthurgau/tz-tg/Kritiker-sprechen-von-Maulkoerben;art123841,4632134
http://www.thurgauerzeitung.ch/ostschweiz/thurgau/kantonthurgau/tz-tg/Kritiker-sprechen-von-Maulkoerben;art123841,4632134
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Tagblatt; 27. Mai 2016  

Leserbrief 

Meinungsfreiheit auch für Lehrer 
Maulkörbe für kritische Lehrer? Ausgabe vom 24. Mai 2016 

Der Thurgauer Regierungsrat schreibt: Gegen aussen dürften Lehrer «ihre Meinung zu Projekten 

frei äussern», in die sie «nicht im engeren Sinne involviert» sind. Schulintern dürften die Lehrer 

sich nur so lange frei äussern, als «der politische Prozess läuft». «Sind jedoch schulpolitische 

Entscheide gefällt worden, sind Lehrpersonen verpflichtet», diese «loyal umzusetzen». Diese 

Auffassung der Thurgauer Regierung ist aus rechtlicher Sicht klar zurückzuweisen. Denn jeder 

Volksschullehrer ist in Bezug auf den Lehrplan 21 «im engeren Sinne involviert». Gerade weil 

sie Experten in Lehrplanfragen sind, ist die Stimme der Lehrer für die Meinungsbildung von 

grosser Bedeutung. Was die Verpflichtung zur Loyalität angeht: Wer fällt denn den «schulpoliti-

schen Entscheid» über den Lehrplan 21? In vielen Kantonen, so auch im Thurgau, verlangen 

Volksinitiativen, dass das Parlament und/oder die Stimmberechtigten über eine derart grundle-

gende Weichenstellung entscheiden sollen. Von den Kantonsregierungen ist einzufordern, dass 

sie vor den entsprechenden Volksabstimmungen sämtliche Vorbereitungen und Einführungs-

kurse sistieren und so gleichzeitig Millionen unserer Steuergelder sparen. Stattdessen wollen sie 

nächstens die ersten flächendeckenden Mathetests im Stil des Lehrplans 21 auf pro Kanton je 

1000 Schüler des 9. Schuljahres loslassen. So nicht!  

Dr. iur. Marianne Wüthrich, Wil  

http://www.tagblatt.ch/meta/epaper/epa5822,21615  

 
  

http://www.tagblatt.ch/meta/epaper/epa5822,21615
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Neue Zuger Zeitung, 25. Mai 2016, 00:00  

Komitee will Bildungsrat entmachten  

SCHULE ⋅ Ein Komitee sammelt Unterschriften für die Anpassung des Schulgesetzes. Damit wird 

auch eine Hintertür für eine Volksabstimmung über den Lehrplan 21 geöffnet. 

Samantha Taylor 

Dass sich gegen den Lehrplan 21 Widerstand regt, ist seit einiger Zeit bekannt. So formierte sich im Sep-

tember ein Komitee, das sich gegen eine allfällige Umstellung auf den Lehrplan 21 wehren will. Unter 

dem Titel «Gute Schule Zug» haben sich rund 12 Personen zusammengefunden, um «die Einführung des 

sozialromantischen, realitätsfernen Bildungsexperimentes Lehrplan 21 auch im Kanton Zug nachhaltig zu 

verhindern», heisst es auf der Homepage. Geleitet wird das Komitee von Willi Vollenweider. Der Zuger 

sitzt für die SVP im Grossen Gemeinderat der Stadt Zug und als Fraktionsloser im Kantonsrat. Das Ko-

mitee will nun Nägel mit Köpfen machen. Mit dem Titel «Ja zu guten Schulen Zug – Lehrplan 21 vors 

Volk» lanciert es eine Volksinitiative. «Alles ist vorbereitet, und wir werden wohl in rund zwei Wochen 

mit dem Sammeln von Unterschriften beginnen», sagt Willi Vollenweider.  

Kantonsrat soll entscheiden  

Das Ziel der Volksinitiative ist in erster Linie nicht – anders als es der Titel verspricht –, eine Abstim-

mung über den Lehrplan 21 zu erreichen, sondern das Komitee will das Bildungsgesetz anpassen. Dies 

dahingehend, dass die Gestaltung von Lehrplänen «grundsätzlich demokratisiert» werde, wie Vollenwei-

der ausführt. Der Kernpunkt der Initiative liegt denn auch in zwei Ergänzungen zum heutigen Gesetz. So 

verlangt das Komitee, dass «der Regierungsrat oder eine von ihm beauftragte Kommission die Lehrpläne 

und Stundentafeln erstellt». Diese seien dann jeweils vom Kantonsrat zu genehmigen und unterstehen 

dem fakultativen Referendum. Ausserdem sollen Struktur- und Modelländerungen im Schulsystem eben-

falls vom Kantonsrat genehmigt werden, womit auch sie dem fakultativen Referendum unterliegen.  

Gemäss heutigem Gesetz gestaltet und bestimmt der Bildungsrat über Lehrpläne und Stundentafeln. Das 

Gremium besteht aus sieben Mitgliedern, die vom Regierungsrat für eine Amtsdauer von vier Jahren ge-

wählt werden. Der Bildungsdirektor ist von Amtes wegen Präsident des Bildungsrates.  

«Hinter verschlossenen Türen»  

«Die Entscheidungen des Bildungsrates sind heute nicht anfechtbar. Der Entscheidungsprozess läuft hin-

ter verschlossenen Türen ab», kritisiert Willi Vollenweider und ergänzt: «Der Bildungsrat agiert in der 

Dunkelkammer.» Aus diesem Grund wolle man den Kantonsrat mit den Entscheidungskompetenzen aus-

statten. Das würde auch in anderen Kantonen so angestrebt. Mit dieser Kompetenzverschiebung würde 

das allgemeine Mitspracherecht bei Anpassungen in der Bildung erhöht. «Vor allem entsteht so die Mög-

lichkeit, das Volk vermehrt einzubinden. Denn gegen einen Kantonsratsbeschluss kann das fakultative 

oder das Behördenreferendum ergriffen werden», führt Vollenweider weiter aus.  

Änderung rückwirkend  

Genau darauf will das Komitee hinaus. Mit der Initiative soll nämlich der Weg für eine Volksabstimmung 

über den Lehrplan 21 bereitet werden. Das Komitee will die Gesetzesänderung rückwirkend auf den 1. 

Januar 2015 einführen. Kommt die Initiative zu Stande und wird sie vom Volk angenommen, dann 

müsste voraussichtlich der Kantonsrat über den Lehrplan 21 befinden beziehungsweise diesen überarbei-

ten. «Je nachdem, was dabei herauskommt, könnte dann das Referendum ergriffen werden», so Vollen-

weider.  
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Neben der Kompetenzenverlagerung wollen die Initianten auch die Kantonshoheit stärken, wie sie aus-

führen. So soll im Schulgesetz neu festgehalten werden, dass die Jahrgangsziele aufeinander abzustim-

men seien und nach Möglichkeit interkantonal koordiniert werden sollen. Interkantonale Vereinbarungen 

seien jedoch auch vom Kantonsrat zu genehmigen. «Wir sind nicht grundsätzlich gegen eine interkanto-

nale Harmonisierung. Aber wir wollen nicht, dass uns von Bern aus die Lehrpläne diktiert werden. Die 

Bildungshoheit muss im Kanton verbleiben», so Vollenweider.  

«Wenig sinnvoll»  

Das Vorhaben des Komitees ruft bereits Kritiker auf den Plan. So stellt sich etwa die Schulpräsidenten-

Konferenz des Kantons Zug (SPKZ) gegen die Initiative. Vor allem die Kompetenzverschiebung vom 

Bildungsrat zum Regierungs- und Kantonsrat erachtet die SPKZ als wenig sinnvoll, wie er in einem Pa-

pier festhält. Die Erstellung von Lehrplänen sei eine komplexe Arbeit, welche von Fachpersonen sorgfäl-

tig und breit abgestützt ausgeführt werden müsse. «Eine politische Behörde mit der Erarbeitung eines an-

spruchsvollen Fachdokuments zu beauftragen, würde die Zuständigkeiten auf den Kopf stellen. Es wäre 

vergleichbar mit dem Auftrag an den Regierungsrat, ein Reglement für die Erstellung einer Betonmi-

schung für die optimale Statik von Autobahnbrücken zu erstellen und dieses dann durch den Kantonsrat 

genehmigen zu lassen», führt die SPKZ weiter aus. Sollte es so weit kommen, dass der Kanton durch die 

Absetzung des Lehrplans 21 einen eigenen kantonalen Lehrplan erarbeiten müsste, würde das zudem zu 

hohen Kosten führen. Die SPKZ geht von zweistelligen Millionenbeträgen aus. Bezüglich der Modell- 

und Strukturänderungen, über die neu auch der Kantonsrat befinden soll, bringt die SPKZ an, dass diese 

Forderung obsolet sei, da das Parlament schon heute über das Schulgesetz entscheide. Darin würden die 

Strukturen und Modelle festgelegt.  

Bildungsdirektor Stephan Schleiss sieht der Initiative gelassen entgegen. «Sie wird die Gelegenheit bie-

ten, den Lehrplan 21 im Kanton zu diskutieren. Eine gute Debatte ist ein wichtiger Beitrag zu einer guten 

Lösung, besonders im Schulwesen», so Schleiss. Der Bildungsdirektor betont zudem, dass der Regie-

rungsrat zum Lehrplan 21 «Ja, aber» gesagt habe. Schleiss: «Eigenheiten müssen möglich bleiben. Die 

geplante Einführung auf das Schuljahr 2019/20 ermöglicht ein behutsames Vorgehen unter Einbezug der 

Erfahrungen anderer Kantone.»  

https://www.zugerzeitung.ch/importe/fupep/neue_zz/zz_stadtzug/Komitee-will-Bildungsrat-entmach-

ten;art128799,744492  

  

https://www.zugerzeitung.ch/importe/fupep/neue_zz/zz_stadtzug/Komitee-will-Bildungsrat-entmachten;art128799,744492
https://www.zugerzeitung.ch/importe/fupep/neue_zz/zz_stadtzug/Komitee-will-Bildungsrat-entmachten;art128799,744492
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Newsletter vom Komitee «Lehrplan vors Volk» ZH, 21.5.16 

 
Liebe Verfechterinnen und Verfechter einer guten Volksschule 

  

Gute Schulbildung ist wichtig. Sie ist das Fundament unserer sonst ressourcenarmen Schweiz, unseres 

Wohlstands und unseres friedlichen Zusammenlebens. Deshalb ist es nur legitim, dass die Bevölkerung, 

die dieses System trägt, bei diesem Fundament mitreden und mitbestimmen kann. Die Initiative «Lehr-

plan vors Volk» fordert genau das für den Kanton Zürich. Mehr Mitbestimmung in Schulfragen, mehr Mit-

bestimmung beim Lehrplan. 

  

Mit diesem Newsletter möchten wir Sie wöchentlich über die aktuelle Entwicklung im Zusammenhang mit 

dem Lehrplan und den Kanton Zürich betreffende Schulfragen informieren. Wenn Sie Interessenten ha-

ben, die ebenfalls den Newsletter erhalten wollen, dann teilen Sie uns diese mit. Selbstverständlich neh-

men wir auch Ihre Beiträge und Inputs gerne entgegen.  

  

Auf eine offene und konstruktive Auseinandersetzung zu Gunsten einer guten Schulbildung freuen wir 

uns! 

  

Im Namen des Komitees «Lehrplan vors Volk» 

  

Anita Borer 

 

Newsletter vom 21.5.16 

http://lehrplan-vors-volk.ch/data/documents/Newsletter-160521_1.pdf 

 

Seite zum Newsletter 

 

Komitee «Lehrplan vors Volk» 

8610 Uster 

info@lehrplan-vors-volk.ch 

www.lehrplan-vors-volk.ch 
  

http://lehrplan-vors-volk.ch/data/documents/Newsletter-160521_1.pdf
http://www.lehrplan-vors-volk.ch/newsletter/
mailto:info@lehrplan-vors-volk.ch
http://www.lehrplan-vors-volk.ch/
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Saldo, 25.5.2016 
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Argumentarium, 25.05.2016 

Vernehmlassung zum Zürcher Lehrplan 21  

 

Welche Änderungen greifen direkt in den Schulalltag ein?     

 

 Überladene Lektionentafel für die Mittelstufe 

Ein randvolles Bildungsprogramm mit 31 Lektionen Unterricht und erweiterten Zielsetzungen bringt 

unnötige Hektik in die fünften und sechsten Klassen. 

All das sollen Primarschüler zusätzlich lernen: Informatik und Medienkunde, mehr Natur und Technik, 

mehr Französisch 

 

 Stures Festhalten am gescheiterten Fremdsprachenkonzept 

Obwohl wegen der neuen Fächer kein Platz mehr da ist für zwei Fremdsprachen, wird eisern an der zwei-

ten Fremdsprache festgehalten und diese sogar um eine Wochenlektion aufgestockt. 

Die vom LCH geforderten „besseren Gelingensbedingungen" für den Fremdsprachenunterricht (klei-

nere Lerngruppen) bleiben schöne Worte. 

Zudem verursacht die Ausbildung der Lehrpersonen für frühes Sprachenlernen unverhältnismässig hohe 

Kosten. 

 

 Abbau des Halbklassenunterrichts 

Weniger Unterricht in Halbklassen bedeutet für die heterogenen Primarschulklassen eine deutliche Ver-

schlechterung der schulischen Rahmenbedingungen. 

 Um bei voller Kostenneutralität mehr Fächer unterrichten zu können, wären zusätzliche finanzielle Mittel 

nötig. Doch diese Möglichkeit ist bei der gegenwärtigen Finanzlage weitgehend Wunschdenken. 

Wenn die Lehrerverbände diese politische Tatsache weiterhin negieren, helfen sie mit, dass das Geld für 

die Bildung am falschen Ort ausgegeben wird. 

 

 Abbau von Handarbeitslektionen  

Statt die zweite Fremdsprache aus der völlig überladenen Lektionentafel der Mittelstufe herauszuneh-

men, werden Handarbeitslektionen gestrichen. Diese sollen zum Teil im Ganzklassenunterricht erteilt 

werden. 

Die anstelle der gestrichenen Handarbeitslektionen eingeführten Fächer sind eher kognitiver Natur und 

machen die Primarschule noch kopflastiger. 

Der Erwartungsdruck auf die Mittelstufe nimmt weiter zu. 

 

 36 Wochenlektionen im achten Schuljahr 

Die Lektionentafel der Oberstufe ist unflexibel und teilweise völlig überladen.  

Es fehlt der Mut für eine entlastende Mini-Wahlfachlektionentafel im 8. Schuljahr  

(z. B. Abwahlmöglichkeit der zweiten Fremdsprache). 

Da Französisch in der Primarschule noch stärker gewichtet werden soll, wird der Französischunterricht 
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auf der Oberstufe auf fragwürdige 3 Lektionen reduziert. 

Das unnötige Sammelfach NMG (Natur Mensch Gesellschaft) setzt das bisherige Fach Geschichte zeit-

lich unter erheblichen Druck. 

 

Was kommt noch auf unsere Schule zu? 

(Fragen, welche in der Vernehmlassung ausgeklammert werden) 

 

 Offene Fragen zur Gestaltung der künftigen Zeugnisse 

Wieweit kann ein weiterhin gut lesbares Zeugnis den individuellen Lernstand der Schüler in jedem ein-

zelnen Fach genau abbilden? 

Die Philosophie des LP21 sieht einen hohen Grad an Individualisierung bei den Lernprozessen vor. Wie 

dies im Zeugnis abgebildet werden könnte, ist höchst umstritten. Die Diskussion um die Noten zeigt, dass 

die Vorstellungen der Bildungsplaner bei der Frage der Schülerbeurteilung arg ins Wanken geraten sind. 

 

 Umstrittener Paradigmenwechsel zu neuen Lernformen 

Das Lehrplankonzept setzt verstärkt auf individuelle Zielsetzungen beim Erwerb der Kompetenzen. Das 

Erreichen der Kompetenzziele  soll bei jedem Schüler in seinem ihm entsprechenden Lerntempo und in 

weitgehend vorgegebenen Teilschritten erfolgen. Auf Jahresziele wird verzichtet, was die Heterogenität in 

den Klassen vergrössert.  

Dass der deutlich erhöhte Stellenwert des individualisierenden Lernens  langfristig Auswirkungen 

auf die Schulkultur haben wird, indem bestimmte Lernformen sich geradezu aufdrängen, ist nicht 

aus der Luft gegriffen. 

Der zuerst offen verkündete und dann wieder abgestrittene Paradigmenwechsel bedeutet einen grossen 

Einschnitt in unsere Volksschule. Für diesen umstrittenen Schritt vom grünen Tisch aus aber fehlt dem 

neuen Lehrplan die pädagogische und politische Legitimation. 

 

 Mehr Bildung fürs Geld!   

Die Kosten für fragwürdige Reformen wie die Einführung der Sammelfächer oder das             Monitoring 

können nicht exakt genannt werden.                                                         

Die Entwicklung völlig neuer Lehrmittel für die systemwidrigen Sammelfächer der Oberstufe ist sehr kost-

spielig. Die Entwicklungskosten werden letztlich die Schulgemeinden bezahlen, welche die Bücher an-

schaffen müssen. 

Mit dem verstärkten Vermessen von Schülerleistungen wird unweigerlich ein Ausbau des Verwaltungs-

bereichs (Controlling) in die Wege geleitet. 

Das aufwändige Fremdsprachenkonzept für die Primarschule belastet die Lehrerbildung finanziell und 

zeitlich in hohem Mass. 

Fragwürdig bleiben auch die Kosten für die Einführung der Lehrpersonen in den neuen Lehrplan. Eigent-

lich müsste ein verständlicher Lehrplan, der ja nur wenig an der  Schulführung verändern soll, keine grös-

seren Einführungskosten verursachen. 

 

Hanspeter Amstutz 


